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Anfang der Woche hat die EU-Kommission eine »Geberkonferenz« initiiert. Ziel seien »Milliarden für einen 
Impfstoff« gegen das Coronavirus, man wolle »Kräfte bündeln« und »gemeinsam Geschichte schreiben«. Klingt 
das gut in Ihren Ohren? 


In der aktuellen Situation alle Kräfte zu bündeln, um rasch einen Impfstoff und Medikamente zu entwickeln, ist 
ganz richtig. Problematisch hingegen fand ich, wer sich da zusammenfand. Das Treffen stand nicht unter der 
Leitung der hier zuständigen internationalen Instanz, also der Weltgesundheitsorganisation (WHO). Sondern 
unter Ägide eines Clubs mächtiger Akteure: der EU, der Weltbank, des Weltwirtschaftsforums sowie der 
Privatstiftungen Wellcome-Trust und Bill-&-Melinda-Gates-Stiftung. Vertreter aus den Ländern des Südens, 
deren Bevölkerungen durch Corona dramatische soziale Folgen erleiden, saßen nicht am Tisch. 


Also doch: Bill Gates setzt mittels Corona eine geheime Weltregierung durch! 


Es geht natürlich nicht um eine geheime Weltregierung. Das Ganze findet ja vor aller Augen statt. Das Problem 
der WHO liegt in einer seit Langem zu beobachtenden Aushöhlung multilateraler Institutionen, in denen alle 


Länder eine Stimme haben. Das ist im sogenannten Multistakeholder-Ansatz, der mehr und mehr an die Stelle 
jenes Multilateralismus tritt, nicht mehr der Fall. Darin spielen Geschäftsmodelle, aber nicht die Interessen und 
Lebenswelten der Marginalisierten eine Rolle. Sollen überlebenswichtige Medikamente wirklich für alle 
zugänglich sein, dürfen sie nicht länger patentgeschützt sein. Diese Vergesellschaftung pharmakologischen 
Wissens aber wollen die Industrieländer nicht zulassen. Das ist keine heimtückische Verschwörung, sondern 
das kapitalistische Grundkalkül. 


Ähnliche Artikel 
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Afrika ist frei vom wilden Poliovirus Immunität per Vorkaufsrecht Privatsache Weltges 
Gefahr durch Kinderlähmung weltweit noch nicht Auch Staaten setzen auf riskante Mit einer eigenen Stift 
gebannt. Einzelinvestitionen, statt ihre Ressourcen im Einfluss auf die überm: 


Kampf gegen Covid-19 stärker zu bündeln Geldgeber gewinnen. 


Die Existenz von Mythen besagt ja nicht, dass es kein Problem gibt. Noch jüngst erschienen Schlagzeilen wie 
»Der heimliche WHO-Chef heißt Bill Gates« oder »Was gesund ist, bestimmt Bill Gates« in großen Zeitungen und 
im Öffentlichen Rundfunk. 


Die WHO befindet sich seit Längerem in einer gravierenden Krise. Um wirksam für die Verwirklichung des 
Rechts auf Gesundheit eintreten zu können, müsste sie unabhängig sein. Genau das verweigern ihr die 
Mitgliedsländer, indem sie schon vor Jahren ihre Pflichtbeiträge eingefroren haben. Diese machen heute nur 
noch 20 Prozent des Etats aus. Die restlichen 80 Prozent sind freiwillige, aber zweckgebundene Zuwendungen, 
mit denen die Geber auf die Arbeit der WHO direkt Einfluss nehmen. Allen voran der bislang größte Geldgeber 
USA, gefolgt von der Gates-Stiftung. Wenn die USA nun wie angekündigt aus der Finanzierung aussteigen, wird 
die weitere Existenz der WHO vom Geldfluss eines einzelnen privaten Mäzens abhängen. Das ist der eigentliche, 
zu wenig wahrgenommene Skandal: eine Refeudalisierung gesellschaftlicher Verhältnisse. 


Für die WHO gilt also der Klassiker: »Wes Brot ich ess, des Lied ich sing«? 


So simpel ist es nicht. Die Zwecke, für die die Gates-Stiftung Zuwendungen vergibt, sind ja zunächst durchaus 
honorig. Die Entwicklung von Impfstoffen, das Bemühen um die Ausrottung von Polio, das ist ja nicht falsch. 
Das Problem ist die Herangehensweise von Bill Gates, nämlich die Vorstellung, man könne die Gesundheit der 
Menschen mit Programmen fördern, die von oben übergestülpt werden. Mit der gleichen unternehmerischen 
Herangehensweise, wie er sein Vermögen zusammengetragen hat, will er nun das Leben von Millionen retten. 


Wieso ist das ein Problem? 


Gesundheit ist keine Ware, die sich wie Computerprogramme vermarkten ließe. Sie lebt von der 
demokratischen Partizipation derjenigen, um deren Gesundheit es geht. Und da spielen soziale Faktoren eine 
ungleich größere Rolle als kurativ-medizinische Angebote. Letztere, das hat zuletzt sogar die 
Unternehmensberatung McKinsey einräumen müssen, bestimmen nur zu 15 Prozent das Wohlbefinden der 
Menschen. Viel wichtiger sind gute und ausreichende Ernährung, Bildung, hygienische Wohnverhältnisse, 
würdige Arbeit, Einkommen und Ähnliches. Diese sozialen Determinanten der Gesundheit, für die sich die WHO 
lange starkgemacht hat, spielen heute immer weniger eine Rolle. Und das auch aufgrund der Einflussnahme 
durch Geldgeber wie Bill Gates. 


Ganz so, wie wir es derzeit erleben. In der Pandemie scheint die Devise ja zu sein: »Lockdown« bis zum 
Impfstoff. 


Auch in der Coronakrise nehmen wir die sozialen Folgen der Pandemie kaum wahr. Und die werden gerade im 
Globalen Süden verheerend sein. Es steht zu fürchten, dass sich die ohnehin schon prekäre soziale 
Ungleichheit, die in der Welt herrscht, verschärfen wird. Wie sollen Menschen, die in Slums zu leben gezwungen 
sind oder als Tagelöhner ihre Existenz fristen müssen, den Abstands- und Hygieneempfehlungen folgen? Die von 
Kurzarbeitergeld und halbwegs funktionierender Daseinsvorsorge nur träumen können? Sie zu schützen, würde 
soziale Transferleistungen erfordern, am besten im Kontext eines universellen Grundeinkommens oder 
solidarisch finanzierter Gesundheitssysteme, deren Verwirklichung mehr denn je auf der Tagesordnung stehen 
sollte. 


Nun grassiert die Pandemie aber auch in den wohlhabenden Ländern. 


Auch im Norden zeigt sich ein ganz ähnliches Bild. Auch in Europa sind die Schrecken dort am größten, wo 
Gesundheitssysteme durch Austeritätspolitik geschwächt und mehr und mehr privatisiert wurden. 
Hinzugekommen sind dramatische Fehlentscheidungen, wie die von Donald Trump oder von Boris Johnson, die 
beide die Gefahr zu lange kleingeredet haben. Politikern im Norden galten Pandemien vielleicht als Probleme 
Afrikas oder Asiens, aber nicht Europas. Die Folgen solcher Überheblichkeit haben heute die einfachen Leute zu 
tragen. Und Trump meint, die Schuld der WHO in die Schuhe schieben zu können. 


Diese Mythen um die WHO und Bill Gates wurzeln auch in der 2009 ausgerufenen Pandemie der 
»Schweinegrippe«. Es wurden weltweit Zigmilliarden für einen Impfstoff ausgegeben, den niemand brauchte. 


Vor gut zehn Jahren hat die WHO eine eher harmlose Erkrankung in die höchste Gefahrenstufe eingruppiert. 
Beraten wurde sie dabei auch von Wissenschaftlern, die auf der Gehaltsliste von jenen Pharmakonzernen 
standen, die dann am Verkauf des Grippemedikaments Tamiflu kräftig verdienten. Als der Skandal bekannt 
wurde, geriet die WHO zu Recht in die Kritik. Seitdem hat sie einiges unternommen, um solche 
Interessenskonflikte zu kontrollieren. Aber wie soll das gehen, wenn man auf die Zuwendungen von privaten 
Gebern angewiesen ist und sich beispielsweise mit den Interessen von Bill Gates arrangieren muss? Auch der 
erwirtschaftet die Mittel, die er der WHO zur Verfügung stellen kann, durch Anlagen unter anderem in 
pharmazeutischen Unternehmen. 


Was ist aus Ihrer Sicht das Worst-Case-Szenario »nach Corona«? 


Das Negative wäre, dass die Einschränkungen der Grundrechte, die wir gerade erleben und die von der 
Öffentlichkeit bisher breit mitgetragen werden, auf die eine oder andere Weise politische Sedimente 
hinterlassen. Ich glaube zwar nicht, dass es in Deutschland zu autoritären Schüben wie in Ungarn oder Polen 
kommen wird. Eher könnte der öffentliche Druck, nun rasch wieder zur Normalität zurückzukehren, dazu führen, 
dass sich die gerade entstandene Kritik an der imperialen Lebensweise, die wir hierzulande auf Kosten anderer 
und der Umwelt führen, wieder abschwächt. Schon jetzt sind Stimmen laut geworden, die fordern, man dürfe 
die Wirtschaft bei der Bewältigung der Krise nicht noch stärker durch Klimaschutzauflagen und die Einhaltung 
der Menschenrechte etwa im Kontext der globalen Lieferketten belasten. 


Und das optimistische Szenario? 


Das könnte darin bestehen, dass Gesundheit wieder mehr als öffentliches Gut betrachtet und die unselige 
Privatisierung von Daseinsvorsorge rückgängig gemacht wird. Die Aufkündigung des Patentschutzes für 


essenzielle Arzneimittel ist längst überfällig; mit Blick auf die Coronakrise könnte dies heute gelingen. 
Welchen Ausgang der Krise halten Sie für wahrscheinlicher? 


Auf jeden Fall wird darum gerungen werden müssen, was dann die Folgen dieser Krise sind. Von allein ändert 
sich wenig, zumindest nicht zum Guten. 


Dieser Artikel ist wichtig! Sichere diesen Journalismus! 
| 


Besondere Zeiten erfordern besondere Maßnahmen: Auf Grund der Coronakrise und dem damit weitgehend 
lahmgelegten öffentlichen Leben haben wir uns entschieden, zeitlich begrenzt die gesamten Inhalte unserer 
Internetpräsenz für alle Menschen kostenlos zugänglich zu machen. Dennoch benötigen wir finanzielle Mittel, 
um weiter für sie berichten zu können. 
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